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Sehr geehrte Frau Klingohr, sehr geehrter Herr Barlen, 
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mit Verwunderung und Bestürzung haben wir die Aussagen der SPD-Landtagsfraktion in der 
Presserklärung von Frau Klingohr vom 16.06.23 über die Situation der ambulanten Pflege in 
Mecklenburg-Vorpommern zur Kenntnis genommen. Offensichtlich ist sich Ihre Fraktion 
nicht über die dramatische Situation der Pflege in unserem Bundesland im Klaren, obwohl 
unser Informationsangebot hierzu wirklich ausreichend war. 

Unser Anliegen sind nicht die gestiegenen Gehälter in der Pflege, diese begrüßen wir, da auch 
wir der Meinung sind, dass unsere Angestellten gut und fair für ihre Arbeit entlohnt werden 
müssen. Vielmehr wollen wir darauf hinweisen, dass die Refinanzierung der gestiegenen 
(Lohn-)kosten in der ambulanten Pflege sowohl für die Arbeitgeber als auch die 
Pflegebedürftigen abgesichert sein muss und dies bisher nicht geschehen ist. 

Sie scheinen völlig auszublenden, dass die Pflegeversicherung eingeführt wurde, um zu 
verhindern, dass Menschen im Alter, die dieses Land aufgebaut haben, bei Pflegebedürftigkeit 
zum Sozialfall werden. Nun kann man heute konstatieren, dass federführend unter einer SPD
geführten Regierung genau dies hingenommen und sogar befördert wird, wie Ihnen die 
kommunalen Sozialhilfeträger gerne bestätigen werden. 

In Deutschland / M-V wird die Pflege seit Jahren auf Verschleiß gefahren. Dazu tragen auch 
die ausufernden Dokumentations- und Bürokratiepflichten bei, welche wir zu leisten haben. In 
der Corona Krise waren wir die Helden, ansonsten begegnet man uns mit Misstrauen. Seit 
Langem ist hinlänglich bekannt, dass aufgrund des demographischen Wandels immer weniger 
Pflegekräfte sich um immer mehr Pflegebedürftige kümmern müssen. Doch statt sich für 
einen Bürokratieabbau einzusetzen, damit die noch verbliebenen Pflegekräfte sich um ihre 
originäre Pflegeaufgabe kümmern können, werden ihnen stattdessen immer weitere 
bürokratische Schikanen auferlegt. 

Außerdem ist immer wieder zu vernehmen, dass eine schlechte Bezahlung für das fehlende 
Personal im Pflegebereich verantwortlich ist. Dies ist ein übles politisches Narrativ, das 
benutzt wird, um von eigenem Versagen abzulenken. In der Pflege wird nicht schlecht 
bezahlt. Wie jüngstens in den Nachrichten zu vernehmen war, nimmt die 
Ausbildungsvergütung in diesem Sektor im Branchenvergleich den Spitzenplatz in 
Deutschland ein. Es sollte sich auch jeder darüber im Klaren sein, dass mit solchen 
Unwahrheiten unsere Branche verunglimpft wird und solche Äußerungen gerade junge 
Menschen davon abhalten, dort ihre berufliche Zukunft zu suchen. 

Wir begrüßen es, dass die SPD Landtagsfraktion M-V unsere Ansicht teilt, dass es noch 
weiterer Maßnahmen zur Verbesserung für die Pflege bei uns bedarf, um die Versorgung 
sowohl für die Pflegekräfte als auch für die Pflegebedürftigen zukunftssicher zu gestalten. 



Leider müssen wir aber feststellen, dass außer freundlicher Worte bisher nichts geschehen ist, 
obwohl allen Beteiligten seit Jahren klar sein dürfte, dass die Sicherstellung einer 
bedarfsdeckenden pflegerischen Versorgung unter den bestehenden Rahmenbedingungen 
nicht mehr möglich ist. Statt selbst Initiativen und Programme zu starten, fällt die SPD M-V 
einschließlich der zuständigen Ministerin bisher nm dadmch auf, Forderungen an den Bund 
zu stellen, für eine Sicherung und Verbesserung der Pflege zu sorgen. Eigeninitiative lässt die 
Landesregierung einschließlich der sie tragenden Landtagsfraktionen hingegen vollkommen 
vermissen. Wo sind Ihre Konzepte hierzu? 

An dieser prekären Lage wird auch das Pflegeunterstützungs- und entlastungsgesetz (PUEG), 
welches von Ihrer Fraktion so gelobt wurde, nichts ändern, da die im PUEG beschlossenen 
Maßnahmen nicht mal einen Tropfen auf dem heißen Stein bedeuten und eine Sicherung der 
pflegerischen Versorgung nicht leisten werden, ebenso wenig werden sie den Absturz vieler 
Pflegebedürftiger in die Sozialhilfe verhindern. 

Da Ihre Presseerklärung darauf abzielt, Ihre Auffassung öffentlich zu machen, werden wir 
dies mit unserem Schreiben ebenfalls tun, damit Ihre Meinung nicht unwidersprochen bleibt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jil 
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